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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 1 KR 34/15 B 
 
L 11 KR 5077/13 (LSG Baden-Württemberg) 
S 1 KR 1165/12 (SG Reutlingen) 
 
 
 
……………………….., 
 
 Klägerin und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Baden-Württemberg - Die Gesundheitskasse, 
Presselstraße 19, 70191 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdeführerin. 
 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. September 2015 durch den 

Richter   Prof. Dr.  H a u c k    als Vorsitzenden, die Richter   C o s e r i u    und  

Dr.  E s t e l m a n n    sowie die ehrenamtlichen Richterinnen   R o t h - B l e c k w e h l     

und   Dr.  S t r a u s s     

beschlossen: 

 

Auf die Beschwerde der Beklagten wird die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts 

Baden-Württemberg vom 24. März 2015 zugelassen. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin, Trägerin eines nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhauses, behandelte in 

der Zeit von August bis November 2011 auf ihrer Schlaganfallstation, die über keine ständig 

präsenten Neurologen oder dazu in Ausbildung sich befindenden Assistenzärzte verfügte, 22 

Versicherte der beklagten Krankenkasse. Sie kodierte jeweils wegen Behandlung eines 

Schlaganfalls für die Rechnung den 2011 anzuwendenden Operationen- und Prozeduren-

schlüssel (OPS 2011) 8-981 (Neurologische Komplexbehandlung des akuten Schlaganfalls) 

und erhielt hierfür insgesamt 38 706,13 Euro. Die Beklagte rechnete später in dieser Höhe mit 

anderen unstreitigen Vergütungsforderungen auf, weil die Klägerin den OPS nicht hätte kodie-

ren dürfen. Das SG hat die Beklagte zur Zahlung von 38 706,13 Euro nebst Zinsen verurteilt. 

Das LSG hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Die von OPS (2011) 8-981 gefor-

derte ärztliche Präsenz in der Schlaganfallstation habe vorgelegen. Nach dem maßgeblichen 

Wortlaut der Regelung hätte bereits die Anwesenheit beliebiger Ärzte, die weder Neurologen 

noch in Weiterbildung dazu begriffen waren, diese Anforderung erfüllt (Urteil vom 24.3.2015). 

 

Die Beklagte wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil.  

 

 

II 

 

Der gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-Urteil eingelegten Beschwerde ist stattzu-

geben und die Revision zuzulassen. Die Beschwerde der Beklagten, mit der sie Divergenz rügt 

(Zulassungsgrund nach § 160 Abs 2 Nr 2 SGG), ist zulässig (dazu 1.) und begründet (dazu 2.). 

 

1. Wer sich - wie hier die Beklagte - auf den Zulassungsgrund der Divergenz beruft, muss ent-

scheidungstragende abstrakte Rechtssätze im Urteil des Berufungsgerichts einerseits und in 

einem Urteil des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG andererseits gegenüberstellen und 

Ausführungen dazu machen, weshalb beide miteinander unvereinbar sein sollen. Eine Abwei-

chung liegt nicht schon dann vor, wenn das LSG einen Rechtssatz nicht beachtet oder unrichtig 

angewandt hat, sondern erst dann, wenn es diesem Rechtssatz widersprochen, also einen an-

deren Rechtssatz aufgestellt und angewandt hat; nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im 

Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der 

Revision wegen Divergenz (vgl zum Ganzen BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29 und 67; 

BSG Beschluss vom 15.8.2007 - B 1 KR 65/07 B - Juris RdNr 4; BSG Beschluss vom 

19.9.2007 - B 1 KR 52/07 B - Juris RdNr 6; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26 S 44 f mwN; BSG 
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Beschluss vom 7.10.2009 - B 1 KR 15/09 B - Juris RdNr 8; BSG Beschluss vom 

22.10.2010 - B 1 KR 100/10 B - Juris RdNr 4; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 32 RdNr 21; BSG 

Beschluss vom 10.4.2014 - B 1 KR 13/14 B - NZS 2014, 479 RdNr 10; BSG Beschluss vom 

1.7.2014 - B 1 KR 99/13 B - Juris RdNr 6). Hiernach liegt Divergenz grundsätzlich nur dann vor, 

wenn das LSG von einem im Zeitpunkt seiner Entscheidung bereits vorhandenen höchstrichter-

lichen Rechtssatz im beschriebenen Sinne abweicht. Ein Beschwerdeführer kann ausnahms-

weise Divergenz aber auch dann zulässig rügen, wenn das BSG nach der vorinstanzlichen 

Entscheidung in einem einen anderen Rechtsstreit betreffenden, später ergangenen Urteil 

einen Rechtssatz aufstellt, der vom Rechtssatz der mit der Beschwerde angegriffenen LSG-

Entscheidung abweicht, sodass eine Divergenz erst nachträglich, aber noch innerhalb der Be-

schwerdebegründungsfrist eintritt (anders dagegen, wenn die Entscheidung des BSG noch gar 

nicht ergangen ist, sondern nur erwartet wird; vgl dazu BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 10). Dies 

gilt jedenfalls dann, wenn das LSG oder das BSG in dem anderen, die Divergenz nachträglich 

herbeiführenden Rechtsstreit die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache 

(Zulassungsgrund nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG) zugelassen haben. Denn dies impliziert die 

Möglichkeit, dass der Beschwerdeführer ohne die spätere Entscheidung des BSG auch in sei-

nem Rechtstreit die Grundsatzrüge hätte erheben können.  

 

Die verfassungskonforme Auslegung der Regelung der Nichtzulassungsbeschwerde in § 160 

Abs 2 Nr 1 und Nr 2 SGG gebietet, Beschwerdeführern das Recht einzuräumen, auch eine 

nachträgliche Divergenz - bei zunächst vorhanden gewesener Möglichkeit der Grundsatz-

rüge - rügen zu können. Art 19 Abs 4 S 1 GG gewährleistet den Rechtsweg im Rahmen der 

jeweiligen einfach-gesetzlichen Prozessordnungen. Der Weg zu den Gerichten, insbesondere 

auch zur inhaltlichen Überprüfung einer Verwaltungsentscheidung, darf von der Erfüllung und 

dem Fortbestand bestimmter formaler Voraussetzungen abhängig gemacht werden. Der Zu-

gang zu den Gerichten und zu den in den Verfahrensordnungen eingeräumten Instanzen darf 

aber nicht in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender Weise erschwert 

werden. Insbesondere darf ein Gericht nicht durch übermäßig strenge Handhabung verfahrens-

rechtlicher Vorschriften den Anspruch auf gerichtliche Durchsetzung des materiellen Rechts 

unzumutbar verkürzen.  

 

Eröffnet das Prozessrecht eine weitere Instanz, so gewährleistet Art 19 Abs 4 S 1 GG auch in 

diesem Rahmen die Effektivität des Rechtsschutzes im Sinne eines Anspruchs auf eine wirk-

same gerichtliche Kontrolle. Zwar gewährleisten weder Art 19 Abs 4 GG noch andere Verfas-

sungsbestimmungen einen Instanzenzug. Sehen aber prozessrechtliche Vorschriften Rechts-

behelfe oder - wie vorliegend § 160a SGG - die Möglichkeit vor, die Zulassung eines Rechts-

mittels zu erstreiten, so verbietet Art 19 Abs 4 GG eine Auslegung und Anwendung dieser 

Rechtsnormen, die die Beschreitung des eröffneten (Teil-)Rechtswegs in einer unzumutbaren, 

aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigenden Weise erschweren. Das Rechtsmittelgericht 

darf ein von der jeweiligen Rechtsordnung eröffnetes (Teil-)Rechtsmittel daher nicht ineffektiv 
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machen und für den Beschwerdeführer "leerlaufen" lassen (vgl BVerfG Beschluss vom 

21.1.2000 - 2 BvR 2125/97 - DVBl 2000, 407 = Juris RdNr 30 ff mit zahlreichen wN). In diesem 

Sinne hat das BVerfG auch die Notwendigkeit bejaht, eine Berufung zum OVG wegen nach-

träglicher Divergenz zuzulassen. Es hat darauf verwiesen, dass im Verwaltungsprozessrecht 

nach allgemeiner Auffassung ein Antrag auf Zulassung der Berufung wegen grundsätzlicher 

Bedeutung in einen Antrag auf Berufungszulassung wegen Divergenz umzudeuten sei, wenn 

zwischenzeitlich die aufgeworfene grundsätzliche Frage durch eine Entscheidung des OVG 

beantwortet worden sei (vgl ebenda). Gleiches gilt in dem Fall, wenn eine im Übrigen zulässige 

Beschwerde nur daran zu scheitern drohte, dass der Beschwerdeführer aufgrund der Zeit-

punkte der Entscheidungen des LSG und des BSG einerseits nicht mehr die grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache rügen kann, weil deren Klärung durch das BSG schon vor der 

Begründung der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-Urteil erfolgt ist, 

und ihm andererseits die Divergenzrüge nur deshalb versagt würde, weil der zur Divergenz 

führende höchstrichterliche Rechtssatz zwar vor Ablauf der Beschwerdebegründungsfrist, aber 

erst nach der LSG-Entscheidung Geltung erlangt hat.  

 

Die einem Beschwerdeführer zunächst gegen die Entscheidung des LSG eröffnete Rechts-

schutzmöglichkeit darf ihm nicht dadurch aus der Hand geschlagen werden, dass das BSG in 

einem anderen Rechtsstreit nachträglich die Rechtsfrage in seinem Sinne entgegen der ergan-

genen, ihn belastenden LSG-Entscheidung klärt und ihm die Darlegung der grundsätzlichen Be-

deutung der Rechtssache nunmehr verschließt. Der Beschwerdeführer kann sich in einem sol-

chen Fall darauf beschränken, nur die nachträgliche Divergenz entsprechend den sich aus 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG abzuleitenden Anforderungen zu rügen, wenn ihm dies während der 

Begründungsfrist für die Beschwerde möglich ist. Anders als in den Fällen, in denen es erst 

nach Einreichung der Beschwerdebegründung zu höchstrichterlichen Klärung der Rechtsfrage 

kommt, muss der Beschwerdeführer die - ja nun nicht mehr gegebene - grundsätzliche Bedeu-

tung nicht darlegen (vgl dagegen zur "Klärung" durch oberstgerichtliche Entscheidung erst nach 

Einreichung der Beschwerdebegründung zB BSG SozR 1500 § 160 Nr 25-  Klärung nach Ab-

lauf der Beschwerdebegründungsfrist; BVerwG Beschluss vom 24.5.1965 - 3 B 

10.65 - Buchholz 310 § 132 VwGO Nr 49 - "Klärung" nach Eingang der Beschwerde; BVerwG 

Beschluss vom 20.3.1985 - 3 B 83.84 - Buchholz 310 § 132 VwGO Nr 230; BVerwG Beschluss 

vom 7.1.1993 - 4 NB 42.92 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr 74 S 122; BVerwG Beschluss vom 

14.2.1997 - 1 B 3.97 - Juris; BVerwG Beschluss vom 22.12.1997 - 1 B 226.97 - Buchholz 132.0 

§ 1 1. StARegG Nr 8; BVerwG Beschluss vom 21.2.2000 - 9 B 57.00 - Juris RdNr 6; BVerwG 

Beschluss vom 8.6.2007 - 8 B 101/06 - Buchholz 310 § 132 Abs 2 Ziff 2 VwGO Nr 15; BVerwG 

Beschluss vom 6.4.2009 - 10 B 62/08 - Juris RdNr 5; BFH Beschluss vom 27.1.1995 - VIII B 

105/94 - BFH/NV 1995, 808 = Juris RdNr 5; BFH Beschluss vom 16.12.1999 - IV B 

32/99 - BFH/NV 2002, 1160 = Juris RdNr 8; BFH Beschluss vom 19.9.2007 - XI B 

52/06 - BFH/NV 2008, 63 = Juris RdNr 18; BFH Beschluss vom 24.8.2000 - IV B 158/99 - Juris 

RdNr 6; BFH Beschluss vom 11.11.2011 - V B 19/10 - BFH/NV 2012, 459 = Juris RdNr 4; BFH 
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Beschluss vom 5.3.2014 - V B 14/13 - BFH/NV 2014, 918 = Juris RdNr 11; für Divergenzrüge 

auch im Falle des Ergehens der berufungs- und der revisionsgerichtlichen Entscheidung am 

selben Tag vgl BVerwG Beschluss vom 7.6.1991 - 3 B 31/91 - Juris; nachträgliche Divergenz 

als Zulassungsgrund offengelassen von BGH Beschluss vom 5.5.2011 - IX ZB 77/10 - Juris 

RdNr 2). Ebenso ist kein besonderes Vorbringen des Beschwerdeführers dazu erforderlich, 

dass das LSG oder das BSG im anderen, die nachträgliche Divergenz begründenden Rechts-

streit die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen haben.  

 

Hiernach ist die von der Beklagten erhobene Rüge der nachträglichen Divergenz zulässig. 

Denn der früher zuständig gewesene 3. BSG-Senat hat in dem Verfahren B 3 KR 27/13 B 

(nachfolgend B 3 KR 20/13 R, seit 1.1.2015: B 1 KR 8/15 R) mit Beschluss vom 28.11.2013 die 

Revision gegen das Urteil des Thüringer LSG (L 6 KR 193/10) wegen grundsätzlicher Be-

deutung zugelassen. Die Beklagte hat im Hinblick auf das Urteil des erkennenden Senats vom 

21.4.2015 (B 1 KR 8/15 R - Juris = KHE 2015/36) die Verlängerung der Begründungsfrist bean-

tragt (§ 160a Abs 2 S 2 SGG) und ihre Beschwerde nach Veröffentlichung der Urteilsgründe in 

der verlängerten Begründungsfrist, gestützt auf die Rüge der Divergenz, begründet. Die Be-

klagte hat die nachträgliche Divergenz des von ihr angegriffenen LSG-Urteils auch ent-

sprechend den Anforderungen des § 160a Abs 2 S 3 SGG bezeichnet (vgl dazu zB BSG SozR 

4-1500 § 160 Nr 10 RdNr 4; BSG Beschluss vom 28.7.2009 - B 1 KR 31/09 B - RdNr 4; BSG 

Beschluss vom 28.6.2010 - B 1 KR 26/10 B - RdNr 4; BSG Beschluss vom 22.10.2010 - B 1 KR 

100/10 B - Juris RdNr 4 mwN).  

 

2. Die Beschwerde ist begründet. Der erkennende Senat hat in seinem Urteil vom 21.4.2015 

( B 1 KR 8/15 R - Juris = KHE 2015/36) entschieden, dass die 24-stündige Anwesenheit eines 

"Facharztes oder eines Assistenzarztes in der Weiterbildung zum Facharzt" iS des OPS (2007) 

8-981 (insoweit regelungsgleich mit OPS <2011> 8-981) durch einen Facharzt für Neurologie 

oder einen Assistenzarzt in der Weiterbildung zum Facharzt für Neurologie gewährleistet sein 

muss. Demgegenüber hat das LSG entscheidungstragend den kontradiktorischen Rechtssatz 

aufgestellt, dass die 24-stündige Anwesenheit iS des OPS (2011) 8-981 keine durchgehende 

persönliche Anwesenheit eines Facharztes für Neurologie oder eines Assistenzarztes in der 

Weiterbildung zum Facharzt für Neurologie verlange.  
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Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen zur 
Prozesskostenhilfe 

I .  R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  

Die Entscheidung des Landessozialgerichts kann nunmehr mit der Revision angefochten 

werden. 

Die Revision muss von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbe-

vollmächtigten eingelegt werden. 

Als Prozessbevollmächtigte sind zugelassen: 

1. Rechtsanwälte, 

2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mit-

gliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt 

besitzen, 

3. selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 

Zwecksetzung für ihre Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher 

Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit 

vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder, 

6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertre-

tung, die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen 

Entschädigungsrecht oder der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter 

Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die 

Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bieten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den 

Nrn. 3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person 

ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer 

Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung  

8. und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation 

für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

Die Organisationen zu Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richteramt 

handeln. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 

Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private 

Pflegeversicherungsunternehmen können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum 

Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder 

juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer 

öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der 

nach Maßgabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 
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Die Revision ist schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen. In der Revisionsschrift 

muss die angefochtene Entscheidung bezeichnet werden. Sie muss innerhalb eines Monats 

nach Zustellung dieses Beschlusses beim Bundessozialgericht eingehen. 

Anschriften: 

bei Brief und Postkarte bei Eilbrief, Telegramm, Paket und Päckchen 

34114 Kassel Graf-Bernadotte-Platz 5 

 34119 Kassel 

Telefax-Nummer: 

0561-3107475 

Die elektronische Form wird durch eine qualifiziert signierte Datei gewahrt, die nach den 

Maßgaben der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr beim Bundessozialgericht 

(ERVVOBSG) vom 18. Dezember 2006 (BGBl I 3219) in den elektronischen 

Gerichtsbriefkasten zu übermitteln ist. Die hierfür erforderliche Software kann über das 

Internetportal des Elektronischen Gerichts- und Verwaltungspostfachs (www.egvp.de/) unter 

"Downloads" lizenzfrei heruntergeladen werden. 

Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Beschlusses von einem 

zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begründen. 

Die Begründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, 

soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen bezeichnen, die den Mangel ergeben. 

Die Revision kann nur darauf gestützt werden, dass die angefochtene Entscheidung auf der 

Verletzung einer Vorschrift des Bundesrechts oder einer sonstigen im Bezirk des 

Berufungsgerichts geltenden Vorschrift beruht, deren Geltungsbereich sich über den Bezirk 

des Berufungsgerichts hinaus erstreckt. 

I I .  E r l ä u t e r u n g e n  z u r  P r o z e s s k o s t e n h i l f e  

Für das Revisionsverfahren kann Prozesskostenhilfe mit Beiordnung eines Rechtsanwalts 

beantragt werden. Die Bewilligung richtet sich nach den in § 73a des Sozialge-

richtsgesetzes i.V.m. §§ 114 ff. der Zivilprozessordnung genannten Voraussetzungen. 

Der Antrag auf Bewilligung der Prozesskostenhilfe ist beim Bundessozialgericht schriftlich, in 

elektronischer Form (s.o.) oder mündlich zu Protokoll der Geschäftsstelle zu stellen. Ihm sind eine 

Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Antragstellers 

(Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen, Lasten) sowie entsprechende Belege 

beizufügen; hierzu muss das für die Erklärung durch Rechtsverordnung vorgeschriebene Formular 

benutzt werden.  

Dieses amtliche Formular für die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse ist im Schreibwarenhandel und bei jedem örtlichen Gericht erhältlich; es wird auf 

Anforderung auch vom Bundessozialgericht übersandt. Es kann auch über das Internetportal 

des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) unter "Das Gericht" - "Zugang zur 

Revisionsinstanz" - "Prozesskostenhilfe" heruntergeladen und ausgedruckt werden. 

Wird Prozesskostenhilfe bereits für die Einlegung der Revision begehrt, so müssen der Antrag 

und die genannte Erklärung innerhalb der Frist für die Einlegung der Revision von einem 

Monat nach Zustellung dieses Beschlusses beim Bundessozialgericht eingehen. Soll das 
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Formular beim Bundessozialgericht in elektronischer Form eingereicht werden, ist ein Formular 

in Papierform auszufüllen, zu unterzeichnen und mittels Einscannen in eine Datei 

umzuwandeln, die qualifiziert signiert nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 

Rechtsverkehr beim Bundessozialgericht (s.o.) in den elektronischen Gerichtsbriefkasten zu 

übermitteln ist. 

 

 

 

 

 

 

 

Der Revisionsschrift und allen folgenden Schriftsätzen soll je eine Abschrift für die übrigen 

Beteiligten beigefügt werden. Darüber hinaus wird um Beifügung von zwei weiteren Abschriften 

gebeten. 
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